
alleinige Recht des verklagten Urhebers ableitet, dar­
über zu bestimmen, ob und wann eine Veräußerung 
seiner Kunstwerke erfolgt, so ist es damit unversehens 
aus dem Inhalt der ausschließlichen Urheberbefugnisse 
in den Inhalt der Befugnisse des im Hinblick auf die 
einzelnen Werkexemplare bestehenden subjektiven 
Eigentumsrechts hinübergeglitten.
Daß ein solcher Zusammenhang zwischen urheberrecht­
lichen und eigentumsrechtlichen Befugnissen, wie ihn 
das Bezirksgericht annimmt, nicht besteht, geht u. a. 
aus § 43 Abs. 2 URG hervor. Danach schließt die Über­
tragung des Eigentums an einem Werkstück der Ma­
lerei, der Bildhauerei, der Grafik usw. die Übertra­
gung von Nutzungsbefugnissen des Urhebers nicht ein, 
soweit nicht etwas anderes vereinbart ist. Dieser 
Grundsatz, daß der Eigentümer eines Originals oder 
eines anderen Exemplars eines Werkes der bildenden 
Kunst nicht bereits auf Grund seines subjektiven 
Eigentumsrechts urheberrechtliche Werknutzungsbefug­
nisse, wie z. B. das Verbreitungsrecht, besitzt, sondern 
solche Befugnisse nur auf Grund urheberrechtlicher 
Bestimmungen erwerben kann, schützt den Urheber 
davor, daß Unbefugte aus dem Vertrieb des Werkes 
einen wirtschaftlichen Nutzen ziehen. Das dem Urhe­
ber vorbehaltene ausschließliche Recht, darüber zu ent­
scheiden, ob sein Werk zu Erwerbszwecken verbreitet 
wird, führt, wenn es von ihm oder seinem Vertrags­
partner, z. B. einer kulturellen Einrichtung, ausgeübt 
wird, dazu, daß das Werk durch den Vertrieb von 
Werkstücken der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
wird./ll/
Verkauft jedoch der Urheber eines Werkes der bilden­
den Kunst ein von ihm geschaffenes, bisher unveröf­
fentlichtes Original gegen Entgelt an einen Interessen­
ten, so wird dieses Werkstück lediglich auf Grund eines 
zivilrechtlichen Kaufvertrags veräußert, ohne daß das 
Werk damit bereits als in der Gesellschaft vertrieben 
bezeichnet werden kann. Der Erwerber als neuer Eigen­
tümer kann dann zwar in bezug auf dieses Werkexem­
plar die Eigentümerbefugnisse ausüben; er besitzt aber 
mangels einer ausdrücklichen Vereinbarung mit dem 
Urheber keine der in § 18 URG aufgeführten urheber­
rechtlichen Werknutzungsrechte, auch nicht das Recht, 
dieses Original erstmals öffentlich auszustellen.
Daraus folgt, daß nicht jede Veräußerung von Werk­
stücken durch den Urheber als Ausübung des ihm ge­
setzlich vorbehaltenen Werkverbreitungsrechts ange­
sehen werden kann. Aus den gleichen Gründen ist die 
im Urteil des Bezirksgerichts Rostock erwähnte Ent­
scheidung des Urhebers, „das Werk (d. h. den konkre­
ten Kunstgegenstand — H. P.) zu Erwerbszwecken zu 
veräußern“, keineswegs mit der dem Urheber gemäß 
§ 15 URG vorbehaltenen Entscheidung über die Veröf­
fentlichung — genauer gesagt: über die Freigabe des 
Werkes zur Veröffentlichung — identisch. So kann z. B. 
der Verkauf des bisher unveröffentlichten Originals 
an einen Bürger und der damit verbundene Übergang 
des Kunstgegenstands in das persönliche Eigentum 
dieses Bürgers nicht als Ausübung des Veröffent­
lichungsrechts des Urhebers angesehen werden. Viel­
mehr können die Exemplare unveröffentlichter Werke 
durchaus in Besitz und Eigentum Dritter übergehen, 
ohne daß damit die Veröffentlichung des Werkes ein- 
tritt. Darüber, unter welchen Umständen ein Werk 
als veröffentlicht gilt, muß es klare, allgemeinverbind­
liche Kriterien geben, und diese liegen nur vor, sobald 
das Werk „mit Einwilligung des Urhebers öffentlich 
vorgetragen, aufgeführt, vorgeführt, gesendet, ausge­
stellt, in sonstiger Weise verbreitet oder erschienen 
ist“ (§ 12 Satz 1 URG).

/!!/vgl. Urheberrecht der DDR, a. a. O., S. 153 f. (154).

Im vorliegenden Fall beruht das Recht des verklagten 
Künstlers, darüber zu bestimmen, ob und wann eine 
Veräußerung der von ihm hergestellten Kunstwerke 
erfolgt, nicht auf dem urheberrechtlichen Werkver- 
breitungsrecht, sondern ist Bestandteil des Rechts des 
persönlichen Eigentums an den betreffenden Werk­
stücken, wenn auch das von dem Käufer gezahlte Ent­
gelt als Arbeitseinkommen aus der schöpferischen Tä­
tigkeit des Urhebers resultiert. Der mit dem Interessen­
ten abgeschlossene Vertrag ist ein zivilrechtlicher Kauf­
vertrag und kein Werknutzungsvertrag i. S. der §§ 36 ff. 
URG, wenn der Urheber dem Erwerber über die Ver­
äußerung der Werkstücke hinaus nicht ausdrücklich ur­
heberrechtliche Befugnisse eingeräumt hat./12/

i

Zur Anwendung von Grundsätzen der ehelichen 
Vermögensgemeinschaft auf wirtschaftlich verwertbare 
Ergebnisse des Urheberschaffens
Aus alledem ergibt sich, daß es .entgegen der Auffas­
sung des Bezirksgerichts Rostock nicht möglich ist, aus 
urheberrechtlichen Bestimmungen Schlußfolgerungen 
darüber zu ziehen, ob Kunstgegenstände im Allein­
eigentum des Urhebers oder im gemeinschaftlichen 
Eigentum der Ehegatten stehen. Hierfür sind vielmehr 
allein die Bestimmungen des § 13 FGB maßgebend.
Bei der Anwendung der Grundsätze der ehelichen Ver­
mögensgemeinschaft auf wirtschaftlich verwertbare Er­
gebnisse des Urheberschaffens sind Unterschiede in der 
gesellschaftlichen Funktion der körperlichen Substrate 
der schöpferisch gestalteten Werke zu beachten. Für 
eine sehr große Anzahl dieser Werke dient das vom 
Urheber geschaffene erste Exemplar (das Manuskript 
bei wissenschaftlichen, literarischen, musikalischen oder 
dramatischen Werken) im Prozeß der Vermittlung die­
ser Werke an die Gesellschaft nur der Vorbereitung 
des Druckes, der Aufführung, Filmherstellung, Sendung 
usw./13/ Der Urheber erhält für die Übertragung der 
Werknutzungsbefugnisse an die sein Werk verbreitende 
kulturelle Einrichtung ein Honorar. Für diesen An­
spruch auf das Honorar, das ehevermögensrechtlich 
als Anspruch auf Arbeitseinkommen zu bewerten 
ist/14/, gilt der vom Bezirksgericht Rostode angeführte 
Grundsatz, daß weder der Anspruch auf Arbeitsein­
künfte noch die zunächst auf Grund des Anspruchs 
ausgezahlten oder auf ein Konto überwiesenen Be­
träge zum gemeinschaftlichen Vermögen gehören. Ge­
meinschaftliches Vermögen entsteht erst an den aus 
Arbeitseinkünften erworbenen Sachen und Vermö­
gensrechten und an den aus Arbeitseinkünften gebilde­
ten Ersparnissen./15/
In dem vom Bezirksgericht Rostock entschiedenen 
Streitfall geht es indessen gar nicht um diese An­
sprüche. Die entscheidende Frage galt vielmehr den 
Eigentumsrechtsverhältnissen an den von einem der 
Ehegatten in persönlicher Arbeit produzierten Litho­
grafien, Radierungen usw., also Kunstgegenständen, die 
der Urheber erst nach Auflösung der Ehe gegen Entgelt 
veräußert hat. Besonders die Originale von Werken 
der bildenden Kunst, aber auch andere Werkstücke von 
ihnen, nehmen im Prozeß der Werkverwertung eine 
Sonderstellung ein./16/ Wie wir bereits gesehen haben,

/12/Vgl. Urheberrecht der DDR, a. a. O., S. 232 f. (233).
/13/ Darauf machen Antimonow / Fleischiz, a. a. O., S. 58, zu 
Recht aufmerksam.
/14/ Vgl. FGB-Kommentar, 3. Aufl., Berlin 1970, Anm. 2.2.1. zu 
§ 13 (S. 74); Eberhardt, „Zu einigen Ergebnissen der Diskus­
sion über den FGB-Entwurf“, NJ 1966 S. 8.
/15/FGB-Kommentar, Anm. 2.2.3. zu §13 (S. 75).
/16/ Vgl. Antimonow / Fleischiz, a. a. O., S. 52, die darauf auf­
merksam machen, daß diese Werke im Verhältnis zu den 
obengenannten Manuskripten deshalb eine Sonderstellung 
einnehmen, weil der Urheber mit ihnen auch eine einmalige 
Sache schafft.
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